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Neue Regeln für E-Scooter: Sicherheit
und Fußgängerschutz im Fokus

Berlin plant neue Regeln für E-Scooter, darunter
verpflichtende Blinker und Angleichungen an

Radverkehrsregeln. Änderung tritt 2025 in Kraft.

Berlin (dpa) – Die Einführung neuer Regelungen für die Nutzung
von E-Scootern steht bevor, was nicht nur die
Verkehrssicherheit, sondern auch das Zusammenleben von
Fußgängern und Radfahrern auf den Straßen Berlins
beeinflussen könnte. Der Entwurf des
Bundesverkehrsministeriums beschäftigt sich mit der
Angleichung der Vorschriften für E-Scooter an die bereits
bestehenden Regeln für den Radverkehr. Ein zentraler Aspekt ist
die verpflichtende Ausstattung der E-Scooter mit Blinkern, eine
Maßnahme, die in der Fachwelt auf Zustimmung stößt,
allerdings auch auf Widerstand in der Öffentlichkeit stößt.

Verstärkter Fokus auf Sicherheit

Ein ermutigendes Signal für die Sicherheit im Straßenverkehr ist
die geplante Einführung von Blinkern für neu zugelassene E-
Scooter, die ab Anfang 2027 verpflichtend sein sollen. Diese
Neuerung könnte dazu beitragen, die Kommunikation zwischen
den Fahrern auf E-Scootern und den anderen
Verkehrsteilnehmern zu verbessern. Nutzer empfinden
Handzeichen oft als unsicher, was durch den neuen
Regelungsentwurf berücksichtigt wird. Eine Analyse der
Bundesanstalt für Straßenwesen bestätigt den Bedarf an mehr
Sicherheit, und Fachleute aus dem Deutschen
Verkehrssicherheitsrat begrüßen die verpflichtenden Blinker.



Gesellschaftliche Auswirkungen der neuen
Regeln

Die Regelungen, die ab April 2025 in Kraft treten sollen, haben
nicht nur technische, sondern auch gesellschaftliche
Implikationen. Das Verkehrsministerium sieht vor, dass E-
Scooter-Nutzer künftig wie Radfahrer an roten Ampeln den
Grünpfeil nutzen dürfen. Diese Angleichung könnte der
Integration von E-Scootern in das allgemeine Verkehrssystem
zugutekommen. Vor diesem Hintergrund wird diskutiert,
inwieweit separate Gehwege für Fußgänger genutzt werden
dürfen. Fußgänger-Verbände kritisieren, dass die geplanten
Maßnahmen die Sicherheit der Menschen auf den Straßen
gefährden könnten, insbesondere wenn der Abstand von 1,5
Metern beim Überholen von Fußgängern aufgehoben wird.

Der Einfluss auf Kommunen

Während der Übergangsfrist bis April 2026 haben die
Kommunen die Möglichkeit, die Problematik der E-Scooter-
Nutzung auf Gehwegen und in Fußgängerzonen zu prüfen. Es
bleibt abzuwarten, welche Entscheidungen vor Ort getroffen
werden, um die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer zu
gewährleisten. Diese Flexibilität könnte für eine ausgewogene
Lösung sorgen, wobei die Gemeinden in einem gemeinsamen
Dialog mit den Bürgern und den Verkehrsbehörden arbeiten
müssen.

Besorgniserregende Unfallstatistiken

Die Ereignisse des vergangenen Jahres werfen einen Schatten
auf die Neuregelungen. Die Zahl der Unfälle mit E-Scootern hat
sich um 14,1 Prozent erhöht, und 22 Menschen verloren ihr
Leben. Die Hauptursachen für diese Unfälle waren die falsche
Nutzung der Verkehrsflächen und das Fahren unter
Alkoholeinfluss, was die Dringlichkeit effektiver Maßnahmen zur
Verbesserung der Sicherheit unterstreicht. Der ADAC hat



ebenfalls darauf hingewiesen, dass es an einem effektiven
Opferschutz mangelt, was für viele Betroffene eine Hürde
darstellt, um Schadensersatzansprüche geltend zu machen.

Reaktionen aus der Fachwelt

Die Reaktionen auf die geplanten Änderungen sind gemischt.
während der TÜV-Verband die Initiative als notwendig erachtet,
um die Sicherheit und Akzeptanz von E-Scootern zu fördern,
sieht der Fachverband Fuss die Gefährdung der Fußgänger.
Verkehrsminister Volker Wissing steht in der Kritik, weil er die
Regeln für E-Scooter als zu lasch empfindet. Die Gesetzgebung
soll bis zum 9. August 2023 in den parlamentarischen Prozess
eingebracht werden, bevor die endgültige Zustimmung durch
den Bundesrat erfolgt.

Fazit

Die kommenden Regelungen für E-Scooter in Berlin könnten
Präzedenzfälle für andere Städte in Deutschland schaffen. Die
Balance zwischen der Sicherheit der Fußgänger und der
Integration von E-Scootern genießt hohe Priorität, und die
Vorschläge zeigen, dass sowohl technologische als auch soziale
Aspekte berücksichtigt werden müssen. Es bleibt abzuwarten,
wie die Veränderungen in der Praxis umgesetzt werden, und ob
sie zur Reduzierung der Unfallzahlen beitragen können.
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